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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu den Übereinkommen vom 27. September 1956, 
26. September 1957 und 4. September 1958 über das Personen- 
stands- und Namensrecht 

— Drucksache 2362 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf zu den Übereinkommen vom 27. Sep- 
tember 1956, 26. September 1957 und 4. September 
1958 über das Personenstands- und Namensrecbt 
— Drucksache 2362 — wurde in der 138. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 18. Januar 1961 be- 
raten und dem Ausschuß für Inneres überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat in seiner 104. Sit- 
zung vom 26. April 1961 den Gesetzentwurf ein- 
gehend beraten und sich im Rahmen dieser Be- 
ratung davon überzeugen können, daß das Über- 
einkommen vom 27. September 1956 über die Ertei- 
lung gewisser für das Ausland bestimmter Auszüge 
aus Personenstandsbüchern insofern eine wesent- 
liche Vereinfachung für den privaten Verkehr mit 
den Standesämtern bedeutet, als in Zukunft Über- | 
Setzungen durch amtlich vereidigte Dolmetscher ; 
überflüssig werden und kein Legalisationszwang i 
(durch ausländische konsularische oder diplomatische | 
Vertretungen) besteht. 

Das Übereinkommen vom 26. September 1957 
über die kostenlose Erteilung von Personenstands- 
urkunden und den Verzicht auf ihre Legalisation 
übernimmt einen schon gewohnheitsrechtlich gel- 
tenden Grundsatz, nach dem bei Gegenseitigkeit im 
Verkehr mit konsularischen und diplomatischen 
Vertretungen eines anderen Landes auf die Erhe- 
bung von Gebühren verzichtet wird. Außerdem ver- 
einfacht auch dieses Abkommen die Arbeit der Be- 
hörden durch den Verzicht auf eine Legalisation. 
Der Ausschuß für Inneres hält die Grundsätze dieses 
Übereinkommens für zweckmäßig. 


Das Übereinkommen vom 4. September 1958 über 
den internationalen Austausch von Auskünften in 
Personenstandsangelegenheiten ist nach der Auf- 
fassung des Ausschusses für Inneres dazu geeignet, 
die Einträge in den Personenstandsbüchern ständig 
auch dann auf dem laufenden zu halten, wenn die 
Personenstandsänderungen nicht im Inland, sondern 
im Ausland registriert worden sind. Das Überein- 
kommen unterstützt damit die Bestrebungen der 
Novelle zum deutschen Personenstandsgesetz aus 
dem Jahre 1957, nach der das neue Familienbuch 
alle Änderungen des Personenstandes der Familien- 
angehörigen wiedergeben soll. 

Das Übereinkommen vom 4. September 1958 über 
die Änderung von Namen und Vornamen entspricht 
völlig dem deutschen Namensänderungsgesetz vom 
5. Januar 1938. Der Ausschuß für Inneres hält es 
für notwendig und sehr zweckmäßig, daß der Bun- 
desrepublik durch das Übereinkommen gleiche 
Grundsätze auch in den Mitgliedstaaten der Inter- 
nationalen Kommission für das Zivilstandswesen ge- 
währleistet werden. 

Die Bestimmungen des Zustimmungsgesetzes zu 
den vier personenstandsrechtlichen Übereinkom- 
men entsprechen den üblichen Zustimmungsgesetzen. 
Wenn im Artikel 2 des Gesetzes vorgesehen ist, 
daß der Bundesminister des Innern im Benehmen 
mit dem Bundesminister der Justiz und mit Zustim- 
mung des Bundesrates Allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften zu dem Gesetz erlassen soll, so entspricht 
diese Ermächtigung der des §70 des Personenstands- 
gesetzes in der Fassung vom 8. August 1957. 
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Um die Vereinfachung und Vereinheitlichung des 
Personenstandsrechts auf internationaler Grundlage 
auch weiterhin voranzutreiben, legt der Ausschuß 


dem Plenum des Deutschen Bundestages auf Vor- 
schlag der Vertreter der Fraktion der SPD einen 
Entschließungsantrag vor. 


Bonn, den 26. April 1961 


Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2362 — unver- 
ändert anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den Abschluß 
der vier personenstandsrechtlichen Übereinkom- 
men im Rahmen der Internationalen Kommission 
für das Zivilstandswesen als ersten Schritt zur 
Vereinfachung und Vereinheitlichung des Per- 
sonenstandsrechts auf internationaler Grundlage. 
Er erwartet, daß die Bundesregierung auch wei- 
terhin alle Möglichkeiten ausschöpft, um mit den 
Ländern, die sich in der Internationalen Kom- 
mission für das Zivilstandswesen zusammenge- 
schlossen haben, das Personenstandsrecht in 
seinen Grundsätzen weitgehend anzugleichen. 


Bonn, den 26. April 1961 


Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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